
Ein österreichisches Unternehmen
stellte eine Mitarbeiterin aus dem
Ausland an, die aufgrund ihrer

Sprachenkenntnisse die Vertriebslei-
tung übernahm. Nach einigen Monaten
erschien die Mitarbeiterin nicht mehr
am Arbeitsplatz. Bei einer internen
Überprüfung stellte sich heraus, dass
von ihrem Arbeitsplatz aus sämtliche
Kunden- und Lieferantendaten sowie
Produktionspläne an eine E-Mail-
Adresse ihres Herkunftslandes übermit-
telt worden waren. Dieser Fall ist einer
von vielen Fällen von Wirtschafts- und
Industriespionage in Österreich.
Eine vom Innenministerium in Auf-

trag gegebenen Studie zeigt, dass jedes
österreichische Unternehmen von Wirt-
schafts- und Industriespionage betrof-
fen sein kann. 5,1 Prozent der befragten
Unternehmensvertreter gaben an, dass
ihr Unternehmen in den vergangenen
fünf Jahren mindestens einmal Opfer
von Wirtschafts- und Industriespionage
war. Ein Drittel der Vorfälle betraf In-
dustriebetriebe. Viele Unternehmen wa-
ren mehrmals betroffen. Neben den fi-
nanziellen Einbußen durch Spionage

kommen weitere Nachteile dazu: Mit-
tel- bis langfristige Folgen sind oft der
Verlust von Kunden und Aufträgen so-
wie die Schädigung des Unternehmens-
ansehens. 
„Sicherheit und Wirtschaft stehen in

einer engen wechselseitigen Bezie-
hung“, sagte Innenministerin Mag.a Jo-
hanna Mikl-Leitner bei der Präsentation
der Studie am 20. Jänner 2016 vor Ver-
treterinnen und Vertretern der Wirt-
schaft. „Wenn wir den Schutz unserer
Unternehmen, unserer Wirtschaft nicht
garantieren können, kann das Folgen
für die gesamte Volkswirtschaft haben.
Das kann ein Risiko für die soziale Si-
cherheit in unserem Land sein.“
Die Studie belegt, dass nur jeder

vierte Fall von Wirtschafts- und Indus-
triespionage den Behörden gemeldet
wird. Hauptgründe sind eine geringe
Erwartungshaltung bezüglich der straf-
rechtlichen Verfolgung sowie die man-
gelnde Beweislage. Fast jeder dritte
Befragte findet, dass die Behörden
rechtlich unzureichende Möglichkeiten
zur Ahndung von Wirtschafts- und In-
dustriespionage haben. 

Die größte Schwachstelle ist laut der
Studie der Mensch und nicht die Tech-
nik. Die persönliche Informationswei-
tergabe überwiegt IT-basierten Angrif-
fen von außen. In der Hälfte der Spio-
nagefälle kommen Mitbewerber als Tä-
ter in Frage. Nur zwölf Prozent der be-
fragten Unternehmensvertreter be-
schäftigen eine Mitarbeiterin oder ei-
nen Mitarbeiter, die oder der für Risi-
ko- und Sicherheitsmanagement gegen
Wirtschafts- und Industriespionage
verantwortlich ist. 

Die Studie wurde 2015 von Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftlern
der FH Campus Wien erstellt – mit Un-
terstützung der Wirtschaftskammer
Österreich und der Industriellenverei-
nigung. Verantwortliche von 1.149 Un-
ternehmen aus Industrie und 19 weite-
ren Branchen beteiligten sich an der
Studie.                      Monika Lemmerer

Die Studie ist abrufbar unter
www.bmi.gv.at (Bereich Aufgabenge-
biete/Verfassungsschutz/Wirtschafts-
und Industriespionage). 
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W I R T S C H A F T S -  U N D  I N D U S T R I E S P I O N A G E

Präsentation der Studie „Wirtschafts- und Industriespionage in österreichischen Unternehmen 2015“: BK-Direktor Franz
Lang, BVT-Direktor Peter Gridling, IV-Vizegeneralsekretär Peter Koren, FH-Professor Martin Langer, Innenministerin Johanna
Mikl-Leitner, Maximilian Burger-Scheidlin (WKÖ), Generaldirektor Konrad Kogler, BVT-Abteilungsleiter Martin Weiss.

Wettbewerbsvorteil durch Spionage
Wirtschafts- und Industriespionage verursachen jährlich einen Schaden von einer Milliarde Euro. 

Mit dem unmittelbaren finanziellen Schaden ist oft der Verlust von Aufträgen und Kunden verbunden. 


